
tischen Republik und die Umwandlung der Sowjeti­
schen Militär-Administration in eine Sowjetische Kon- 
troll-Kommission (SKK). In dieser Erklärung heißt es:

„Unter diesen Umständen kann man nicht umhin, 
das Bestreben deutscher demokratischer Kreise als 
rechtmäßig anzuerkennen, die Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands und dessen Wiedergeburt auf 
demokratischer und friedlicher Grundlage in die 
eigenen Hände zu nehmen.

Eben darin erblickt die Sowjetregierung den Sinn 
der Beschlüsse des Deutschen Volksrats über die In­
kraftsetzung der Verfassung der Deutschen Demo­
kratischen Republik und über die Bildung der Provi­
sorischen Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik in Berlin.

Dabei nimmt die Sowjetregierung zur Kenntnis, 
daß die Provisorische Regierung auf dem Boden der 
Beschlüsse der Potsdamer Konferenz steht und die 
Verpflichtungen erfüllen wird, die sich aus den ge­
meinsam nefaßten Viermächtebeschlüssen ergeben. 
Anaesichts der erwähnten Beschlüsse des Deutschen 
Volksrates hat die Sowjetregierung beschlossen, der 
Provisorischen Regieruna der Deutschen Demokra­
tischen Republik die Verwaltungsfunktionen zu über­
geben, die bisher der Sowjetischen Militärverwaltung 
zustanden.

An Stelle der Sowjetischen Militärverwaltung in 
Deutschland wird eine sowjetische Kontrollkommis­
sion geschaffen, die die Kontrolle über die Erfüllung 
der Potsdamer und der anderen Deutschland be­
treffenden gemeinsamen Viermächtebeschlüsse zur 
Aufgabe hat*).“

Am 3. Februar 1950 konstituierte sich der Nationalrat 
der Nationalen Front des demokratischen Deutschland, 
der die Spitze der Volksausschüsse und Landesaus­
schüsse der Nationalen Front bildet und die Aufgabe 
des Deutschen Volkskongresses übernommen hat, die 
demokratische Erneuerung Gesamtdeutschlands herbei­
zuführen. Das am 15. Februar 1950 beschlossene Pro­
gramm der Nationalen Front bezeichnet die Gründung 
der Deutschen Demokratischen Republik als einen 
Wendepunkt für ganz Deutschland und nennt die 
Deutsche Demokratische Republik und ihre Regierung 
die „Hauptstütze der Nationalen Front als das starke 
Zentrum des Kampfes um die Wiedergeburt eines ein­
heitlichen Deutschland auf demokratischer Grundlage, 
als Beispiel und Vorbild für den demokratischen Weg 
des Wiederaufstiegs des deutschen Volkes“. Es handelt 
sich in der Tat nicht nur um einen Wendepunkt 
für ganz Deutschland, sondern, wie es Generalissimus 
S t a l i n  in seinem außerordentlich bedeutsamen Tele­
gramm an den Präsidenten und den Ministerpräsiden­
ten der Deutschen Demokratischen Republik am 
13. Oktober 1949 gesagt hat, um einen „Wendepunkt in 
der Geschichte Europas“. Mit der Gründung der Deut­
schen Demokratischen Republik wurde — so heißt es 
in diesem Telegramm — „der Grundstein für ein ein­
heitliches, demokratisches und friedliebendes Deutsch­
land“ gelegt. Darauf gilt es, das Gebäude eines neuen 
Deutschland zu errichten, dessen Existenz an der Seite 
der Sowjetunion die Möglichkeit neuer Kriege in 
Europa ausschließt und einen festen Frieden gewähr­
leistet8).

3. Die Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik

Im folgenden soll nicht das Verfassungsrecht der 
Deutschen Demokratischen Republik im einzelnen dar­
gestellt oder ein verfassungsrechtlicher Kommentar 
der einzelnen Artikel der Verfassung vom 7. Oktober 
1949 gegeben werden; es sollen vielmehr nur ihre lei­
tenden, politisch wesentlichen Prinzipien hervor-

8) S- ,.Tägliche Rundschau“ Nr. 238 v. 11. Oktober 1949. Zur 
Gründung der DDR s. Steiniger: „Ein Wort an die Kritiker 
unserer demokratischen Verfassung“ in „Tägliche Rundschau" 
Nr. 237 v. 9. Oktober 1949; Ernst Meyer: „Der erste Schritt — 
ein Verfassungsbruch?" in „Der Morgen“ Nr 236 v. 1. November 
1949: Steiniger: „Die Konstituierung der Deutschen Demo­
kratischen Republik" in „Demokratischer Aufbau" 1949 Heft 11
S. 283 ft., 288.

0) s. „Tägliche Rundschau“ Nr. 242 v. 15 Oktober. Siehe auch 
die Zusammenstellung der Dokumente an „Demokratischer Auf­
bau“ 1949 Heft 11.

gehoben werden, an denen der Gegensatz zum Bonner 
Grundgesetz besonders anschaulich wird* S. 10).

In der Präambel der Verfassung wird in einfachen 
klaren Worten Inhalt und Ziel der Verfassung zu­
sammengefaßt. Bereits hier bekennt sich die Verfassung 
zum sozialen Fortschritt, zur Weiterentwicklung und 
Entfaltung der Demokratie mit dem Ziel der sozialen 
Gerechtigkeit, in der erst die Freiheit des Einzelnen und 
die Menschenrechte wirklich verbürgt sind. An anderer 
Stelle der Verfassung wird die Förderung des gesell­
schaftlichen Fortschritts noch einmal ausdrücklich zur 
Aufgabe der demokratischen Staatsgewalt erklärt: „Die 
Staatsgewalt muß dem Wohle des Volkes, der Freiheit, 
dem Frieden und dem demokratischen Fortschritt 
dienen.“ (Art. 3 Abs. 5.)

Damit die Staatsgewalt diese Ziele verwirklichen 
kann, bekennt sich die Verfassung der Deutschen Demo­
kratischen Republik mit aller Entschiedenheit zur Ein­
heit der Nation und zur Souveränität des Volkes, zu 
einer kämpferischen, antifaschistischen und realen 
Demokratie. Sie erklärt in ihrem organisatorischen Teil 
die Volksvertretung zum höchsten Staatsorgan und 
trägt gleichzeitig für eine stabile Regierung Sorge, die 
auf der Mitarbeit aller demokratischen Parteien im 
Sinne der in der Praxis erprobten Blockpolitik beruht.
a) Die E i n h e i t  d e r  N a t i o n .

Der Art. 1 der Verfassung lautet: „Deutschland ist 
eine unteilbare demokratische Republik, die sich auf 
den deutschen Ländern aufbaut.“ Die Einheit Deutsch­
lands auf der Grundlage einer neuen demokratischen 
Ordnung ist das große Ziel, dem diese Verfassung 
dienen will. Sie will endlich den deutschen Einheits­
staat verwirklichen, getragen von den starken Kräften 
der Werktätigen in Stadt und Land, den Arbeitern, 
Bauern, Gewerbetreibenden und der schaffenden In­
telligenz.

Die Republik soll sich auf den Ländern aufbauen. 
Aber die Entscheidung über alle Angelegenheiten, die 
für den Bestand und die Entwicklung des deutschen 
Volkes in seiner Gesamtheit wesentlich sind, liegt bei der 
Republik. Nur auf diese Weise ist die notwendige wirt­
schaftliche, politische, verwaltungsmäßige und finan­
zielle Einheitlichkeit des Gesamtstaates sicherzustellen. 
Der Wiederaufbau Deutschlands ist nur möglich, wenn 
alle positiv aufbauenden und schöpferisch wirkenden 
Kräfte, alle materiellen und moralischen Kräfte unseres 
Volkes möglichst großzügig vereinigt werden.

Deshalb anerkennt die Verfassung im Gegensatz 
zur Bonner Bundesrepublik nur eine deutsche Staats­
angehörigkeit. Deshalb erklärt sie Berlin zur Haupt­
stadt der Republik. In den Abschnitten „Republik und 
Länder“ und „Verwaltung der Republik“, in denen die 
Kompetenzen zwischen Republik und Ländern auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung und der Verwaltung ab­
gegrenzt sind, ist der Vorrang der Republik klar er­
kennbar. Art. 111 bestimmt, daß die Republik auf al'en 
Sachgebieten einheitliche Gesetze erlassen kann, sich 
jedoch auf die Aufstellung von Grundsätzen beschrän­
ken soll, soweit hierdurch dem Bedürfnis nach ein­
heitlicher Regelung Genüge geschieht. Auf den im 
Art. 112 bezeichneten Gebieten ist die Republik aus­
schließlich zuständig. Gesamtdeutsches Recht geht dem 
Recht der Länder vor. Die Durchführung der Ge-etze 
liegt in der Regel bei den Ländern. Die Republik kann 
aber eigene Verwaltungen errichten (Art. 115). Ihr steht 
die Aufsicht zu über die Durchführung der von der 
Volkskammer beschlossenen Gesetze (Art. 116). Die 
Länder sind bei der Gesetzgebung der Republik durch 
die Länderkammer beteiligt. Das den Länderkammern 
verliehene Einspruchsrecht gegen Gesetzesbeschlüsse 
der Volkskammer wird jedoch hinfällig, wenn die 
Volkskammer ihren Beschluß nach erneuter Beratung 
aufrecht erhält (Art. 84). Die gegen alle föderalistischen 
und separatistischen Bestrebungen gerichtete Grund­
tendenz der Verfassung zeigt sich auch darin, daß 
Wahlvorschläge für die Volkskammer nur solche Ver-

10) Die bisher gründlichste Darstellung der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Repub'ik finden wir bei Polak: 
„Volk und Verfassung“, Schriftenreihe des DVR 1949, wo die 
Besprechung der später unverändert bestätigten zweiten Fassung 
des Verfassungsentwurfes verbunden wird mit einer übersicht­
lichen. geschichtlichen Vorbemerkung und Darstellung der 
Grundprinzipien der Verfassung.
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